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Wolfsregulierung 
spaltet Verbände

Auf Forderung des Parlaments 
hatte der Bundesrat vorgeschla-
gen, dass sogenannte Problem-
wölfe künftig auch im Februar 
und März erlegt werden dürfen – 
ebenso in eidgenössischen Jagd-
banngebieten. Die am Freitag zu 
Ende gegangene Vernehmlassung 
offenbart jedoch tiefe Gräben 
zwischen Umwelt- und Landwirt-
schaftsverbänden. Die Natur-
schutzorganisationen Pro Natura, 
Birdlife Schweiz und die Gruppe 
Wolf Schweiz verlangen einen Ab-
bruch der Vorlage. Da die letzte 
Jagdgesetzrevision erst am 1. Fe-
bruar 2025 in Kraft getreten sei, 
müssten zunächst Praxiserfah-
rungen gesammelt werden. Es be-
stehe keine Notwendigkeit, be-
reits jetzt weitere Abschussmög-
lichkeiten zu schaffen. Abschüsse 
in Jagdbanngebieten lehnen die 
Organisationen kategorisch ab.

Der Schweizer Bauernver-
band (SBV) hingegen begrüsst die 
vorgeschlagenen Änderungen 
grundsätzlich. Die Möglichkeit, 
schadenstiftende Wölfe auch in 
eidgenössischen Jagdbanngebie-
ten sowie ganzjährig zu regulieren, 
sei sachgerecht und notwendig. 
Allerdings betrachtet der SBV die 
Vorlage als Minimallösung und 
fordert weniger Einschränkungen. 
Insbesondere kritisiert er, dass für 
einen Abschuss im Jagdbannge-
biet mindestens zwei Angriffe auf 
geschützte Herden innerhalb des 
Gebiets nachgewiesen werden 
müssten. Auch Schäden ausser-
halb der Jagdbanngebiete sollten 
berücksichtigt werden können. 
Zudem fordert der SBV, dass die 
Suche nach Nutztieren mit Droh-
nen in Jagdbanngebieten erlaubt 
wird. Auch die vorgesehene Zu-
stimmung des Bundesamts für 
Umwelt bei bestimmten Abschüs-
sen will der Verband streichen 
und die Entscheide den Kantonen 
überlassen. Die Anpassungen 
müssten konsequent und ohne 
zusätzliche Auflagen umgesetzt 
werden. hal/sda
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Wohin will die Bundesverwaltung 
mit der Schweizer Landwirtschaft 
und mit der Schweizer Ernäh-
rung? Das zeigt eine im Sommer 
publizierte Studie der Bundesfor-
schungsanstalt Agroscope mit 
dem Titel «Zukunftsbild eines 
nachhaltigen Schweizer Ernäh-
rungssystems» (ZB). Sie nimmt die 
im Papier «Zukünftige Ausrich-
tung der Agrarpolitik» aus dem 
Jahr 2022 formulierten Ziele für 
das Jahr 2050, trifft einige Annah-
men und erhält dann via Modell-
rechnung Resultate, wie im Jahr 
2050 in der Schweiz Lebensmittel 
produziert und wie gegessen wür-
de. Die Stiftung Biovision hat dazu 
am Mittwoch im Rahmen der Ag-
rarökologie-Tage 2026 einen On-
line-Anlass mit Albert von Ow, 
dem Erstautor, organisiert. 

Viel weniger Tiere  
Die Studie kommt zum Schluss, 
dass «ein nachhaltigeres Schwei-
zer Ernährungssystem, das eine 
gesunde Ernährung, eine umwelt-
schonende Produktion, eine 
substanzielle Wertschöpfung, 
weniger Kraftfutterimporte und 
einen hohen Selbstversorgungs-
grad beinhaltet, möglich wäre». 
Die Zielkonflikte seien kleiner als 
erwartet. Tiefere Tierbestände 
und damit Wertschöpfungsrück-
gänge im tierischen Bereich 
könnten teilweise durch den Aus-
bau alternativer Aktivitäten wie 
Gemüse und Obst kompensiert 
werden. Höheren Pflanzen-
schutzmittel-Risiken aufgrund 
eines vermehrten Anbaus verletz-
licher Kulturen wie Gemüse und 
Kartoffeln könnte mit geeigneter 
Sortenwahl oder Frühwarnsyste-
men begegnet werden. Interes-
sant ist, dass bei den höheren 

Haferdrinkimporten das Um-
weltrisiko «Wasserverbrauch» rot 
leuchtet, ebenso bei den Hülsen-
früchteimporten das Risiko Ent-
waldung. 

Wie würde produziert? Albert 
von Ow hob am Mittwoch sofort 
hervor: «Der Tierbestand muss 
deutlich reduziert werden, um 
diese Ziele zu erfüllen.» Im 
Hauptszenario ZB der Studie re-
sultiert ein Tierbestand von noch 
67 % gegenüber dem Jahr 2019. 
Milchkühe gäbe es insgesamt we-
niger. Der Rückgang beschränkte 
sich aber auf das Talgebiet, im 
Berggebiet gäbe es mehr Milch-
kühe. Dafür würde die Mutter-
kuhhaltung massiv zurückgehen. 

Wenn gleichzeitig Milch und 
Fleisch produziert werden, resul-
tieren mehr Kalorien. Die Schwei-
nebestände gingen stark zurück, 
die Geflügelbestände würden 
noch leicht steigen, da keine Ein-
schränkungen des Kraftfutter-
imports gemacht wurden. Bei der 
landwirtschaftlichen Nutzfläche 
ginge der Futtermittelanbau auf 
der Ackerfläche um 75 % zurück, 
die Kunstwiesen um 28 %. Dafür 
gäbe es doppelt so viele Obstan-
lagen. Beim Konsum zeigt sich 
folgendes Bild: deutlich mehr Ge-
müse und Früchte, doppelt so vie-
le Kartoffeln, keine Teigwaren 
mehr, etwas mehr Milchproduk-
te, weniger als halb so viel Fleisch, 

108 Gramm «Hafermilch» (kor-
rekt wäre: Haferdrink) pro Tag, 
mehr Hülsenfrüchte, kein Bier, 
keine Schokolade, keine Süssge-
tränke, nur noch ganz wenig Wein. 

73 % Selbstversorgung
Nicht befasst hat sich Agroscope 
mit der Umsetzung und dem Weg 
zu diesem Zukunftsbild. Albert 
von Ow sagte am Mittwoch: «Das 
sind längerfristige Ziele. Das 
muss sehr vorsichtig angegangen 
werden. Man kann nicht meinen, 
das geht innert weniger Jahre. 
Sonst würde man verschiedene 
Akteure vor den Kopf stossen 
und damit das gesamte Zukunfts-
bild gefährden.» Barbara Weg-

mann, Programmverantwortli-
che Ernährungspolitik Schweiz 
bei Biovision, mahnte, die Re-
form AP 2030+ stelle die erste 
Möglichkeit dar, die Weichen 
entsprechend zu stellen. Sie stell-
te fest: «Die Kommunikation zu 
dieser Studie war eher spärlich, 
vermutlich aus politischen Grün-
den.» Woran sie gedacht haben 
mag: Beim Szenario ZB resultiert 
ein Nettoselbstversorgungsgrad 
von 73 %. Also noch leicht mehr, 
als Franziska Herren in ihrer Er-
nährungsinitiative erreichen 
wollte. Der Bundesrat empfahl 
diese Initiative aber zur Ableh-
nung. Und das Volk sagte im Sep-
tember Nein. 

Die Wunschvorstellung des Bundes
Studie  Forscher des Bundes haben ausgerechnet, wie sich die langfristigen Ziele des Bundesrats für die 

Agrarpolitik auswirken. So gäbe es im Jahr 2050 vor allem viel weniger Nutztiere in der Schweiz. 

QUELLE: AGROSCOPE, ALBERT VON OW ET AL., ZUKUNFTSBILD, 2026 ; GRAFIK: M.MULLIS/SCHWEIZER BAUER
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Die amerikanischen Landwirte 
leiden unter den hohen Diesel-
preisen. Besonders in der Land-
wirtschaft, wo grosse Mengen 
Treibstoff für Traktoren und 
Transporte benötigt werden, 
schlagen steigende Preise auf 
die Produktionskosten durch. 
Gerade auf grossflächigen 
Ackerbaubetrieben können hö-
here Treibstoffkosten die Wirt-
schaftlichkeit erheblich beein-
trächtigen. Hinzu kommen stei-
gende Transportkosten für land-
wirtschaftliche Betriebsmittel 
und Erzeugnisse.

Nun hat sich US-Präsident 
Donald Trump auf seiner Platt-
form Truth Social zur Situation 
geäussert. Dabei kritisierte er 
insbesondere die ukrainischen 
Angriffe auf russische Dieselraf-
finerien. Der ukrainische Präsi-
dent Wolodymyr Selenskyj neh-
me gezielt russische Raffinerien 
ins Visier, obwohl er wisse, dass 
diese Angriffe den weltweiten 
Dieselmarkt erheblich beein-
trächtigten, auch jenen in den 
USA. «Bauern, Viehzüchter und 
Unternehmen aller Art leiden 
stark darunter», schrieb Trump. 
Russland liefere dennoch Millio-
nen Barrel Diesel zu niedrigen 

Preisen auf den Weltmarkt. Se-
lenskyj hingegen kümmere sich 
nicht um die Folgen dieser An-
griffe, kritisierte Trump.

«Friedensverhandlungen»
Gleichzeitig verteidigte Trump 
seinen Kurs gegenüber Russland. 
Er befinde sich mitten in Frie-
densverhandlungen und wolle 
nichts unternehmen, was Moskau 
vom Verhandlungstisch vertrei-
ben könnte. Dabei sprach er von 
grossen Fortschritten. Selenskyj 
warf er hingegen vor, den Krieg 
gar nicht beenden zu wollen.

Erst Mitte September hatte 
Trump ein vom US-Kongress ver-
abschiedetes Gesetz mit weitrei-
chenden Sanktionen gegen Russ-
land unterzeichnet. Das Sank-
tionspaket war zuvor im Kon-
gress auf parteiübergreifende 
Zustimmung gestossen. Ziel war 
es, den Druck auf den Kreml we-
gen seines Angriffskriegs gegen 
die Ukraine zu erhöhen. Kurz vor 
dem Inkrafttreten setzte Trump 
die vorgesehenen Strafmassnah-
men jedoch auf Eis. Er begrün-
dete diesen Entscheid damit, 
dass dies «zum jetzigen Zeit-
punkt im nationalen Interesse» 
der USA liege. hal

Trump: «Bauern leiden 
stark darunter»

Konflikt  Die hohen Dieselpreise belasten 
auch die amerikanische Landwirtschaft.

Im Zentrum des Streits stehen 
Abbauprodukte des seit 2020 ver-
botenen Pflanzenschutzmittel-
wirkstoffs Chlorothalonil. Wie 
das Bundesverwaltungsgericht in 
einer Medienmitteilung zu sei-
nem Urteil vom 12. März 2026 
festhielt, seien nicht sämtliche 
Abbauprodukte automatisch als 
relevant einzustufen. Vier Meta-
boliten, darunter zwei häufig im 
Grundwasser nachgewiesene 
Stoffe, seien als nicht relevant 
einzustufen. Gleichzeitig bestä-
tigte das Gericht den Widerruf 
der Zulassung von Chlorothalonil.

Konsequenzen gefordert
Swiss Food kritisiert nun, dass das 
Bundesamt für Lebensmittel
sicherheit und Veterinärwesen 
(BLV) dennoch an seiner bisheri-
gen Praxis festhalte. Für relevante 
Abbauprodukte gilt ein Höchst-
wert von 0,1 Mikrogramm pro Li-
ter Trinkwasser. Bei nicht relevan-
ten Metaboliten können dagegen 
deutlich höhere Werte gelten. 
Durch die pauschale Einstufung 
sei Wasser, das zuvor als sauber 
gegolten habe, plötzlich als ver-
schmutzt bezeichnet worden. 

«Das ist ‹Eidgenössisch an-
geordnete Verunsicherung› ers-
ter Güte», schreibt Swiss Food 
in einer Mitteilung. Auch das 
Bundesamt für Umwelt (Bafu) 
gerät ins Visier. Dessen Darstel-
lung der Chlorothalonil-Belas
tung im Grundwasser sei weiter-
hin dramatisierend. Würde das 
Amt das Gerichtsurteil berück-
sichtigen, müsste es seine Grafi-
ken und Texte anpassen, argu-
mentiert die Plattform. Der 

«Schweizer Bauer» wollte deshalb 
vom Bafu wissen, weshalb die In-
formationen nicht angepasst 
würden und ob eine Korrektur 
vorgesehen sei. 

Bafu verweist auf Motion
Das Bafu verweist in seiner Ant-
wort auf eine Stellungnahme des 
Bundesrats zur Motion von Mit-
te-Nationalrat Leo Müller (LU). 
Demnach gelte der Grundsatz, 
«lieber frühzeitig zu beschrän-
ken, als ein potenzielles Risiko 
beim wichtigsten Lebensmittel, 
dem Trinkwasser, einzugehen». 
Das Gerichtsurteil ändere nichts 
an der bisherigen Verwaltungs-
praxis. Der Gesundheitsschutz 
habe Priorität, die Beurteilung 
der Abbauprodukte erfolge wei-
terhin nach dem europäischen 
Leitfaden.

Das Bafu kündigt an, seine 
Fachseite zu Chlorothalonil im 
Grundwasser derzeit mit den 
Messdaten von 2025 zu aktuali-
sieren. Diese sollen in den kom-
menden Wochen verfügbar sein. 
Ob dabei auch die von Swiss Food 
kritisierten Darstellungen geän-
dert werden, bleibt offen. hal/sal

«Eidgenössisch angeordnete 
Verunsicherung» 

Chlorothalonil  Die Plattform Swiss Food, hinter der Syngenta und 
Bayer stehen, erhebt schwere Vorwürfe gegen zwei Bundesämter. 

Wann gilt Wasser als  
verschmutzt?  BILD: ATTILA JANES

 

Die Ziele im Detail
Die Studie berücksichtigte die 
folgenden produktionsseitigen 
Ziele: einen Nettoselbstversor-
gungsgrad von mindestens 
50 %, für die Wiederkäuer 
Kraftfutter nur zur Aufwertung 
der Nebenprodukte im Verhält-
nis 1:1, ein Sechstel der land-
wirtschaftlichen Nutzfläche als 
Biodiversitätsförderflächen mit 
Status QII genutzt, Senkung 
des Nährstoffüberschusses 
beim Stickstoff um 30 %, die 
Treibhausgasemissionen der 
Landwirtschaft sinken um 40 % 
gegenüber 1990 (dabei wohl die 
Methanemissionen der Wieder-
käuer nicht nach dem SCNat-
Papier von 2023 gerechnet), 
das Food-Loss in der Produk-
tion sinkt um 75 %. Konsumsei-
tige Ziele: Die Treibhausgas-
emissionen im Konsum sinken 
um 66 % pro Person, eine Er-
nährung gemäss den Empfeh-
lungen der Lebensmittelpyra-
mide, das Food-Waste im Kon-
sum sinkt um 75 %. sal

Bundesrat: Das sind 
die Kandidaten

Jetzt ist klar, wer alles Guy Par-
melin im Bundesrat beerben will. 
Als Erste hat die Genfer SVP-Na-
tionalrätin Céline Amaudruz (47) 
ihre Kandidatur für die Nach-
folge von Bundesrat Guy Parme-
lin offiziell bekannt gegeben. 
Auch der Berner Regierungsrat 
Pierre Alain Schnegg (63) und der 
Tessiner Ständerat Marco Chie-
sa (52) kündigten am Donnerstag 
ihre Kandidatur für die Bundes-
ratsersatzwahl an. Ebenfalls ins 
Rennen steigt der Solothurner 
SVP-Nationalrat Rémy Wyss-
mann (59).

Mit Nationalrat Michael 
Graber (45) und Staatsrat Franz 
Ruppen (55) wollen zudem gleich 
zwei Walliser in den Bundesrat 
einziehen. Die beiden politi-
schen Weggefährten gaben ihre 
Kandidatur gestern Freitag kurz 
vor Ablauf der Bewerbungsfrist 
bekannt. Noch offen ist die de-
finitive Zusage von Thomas  
Aeschi (47). Die SVP Zug hat den 
Nationalrat nominiert. Er würde 
damit zum zweiten Mal für den 
Bundesrat kandidieren. Auch der 
Aargauer Regierungsrat Jean-
Pierre Gallati (60) könnte die 
Nachfolge Parmelins antreten. 
Die SVP Aargau hat ihn einstim-
mig nominiert. Wer den frei wer-
denden Bundesratssitz über-
nimmt, entscheidet die Vereinig-
te Bundesversammlung am  
9. Dezember. hal


